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Ihrem Antrag vom 28. August 2024 eingegangen über das BZSt online.portal, 
wird nicht entsprochen. Die Voraussetzungen einer Aufnahme der Organisa-
tion CopsCats – Katzenschutzorganisation im Zuwendungsempfängerregis-
ter („ZER“)1 nach § 5 Absatz 1 Nummer 47 Buchstabe b) FVG liegen nicht 
vor.  
 

 

A.  Erläuterungen 
 
Mit Antrag vom 28. August 2024, haben Sie für die Organisation CopsCats - 
Katzenschutzorganisation die Aufnahme in das ZER beantragt.  
 
Nach § 5 Absatz 1 Nummer  47 Buchstabe b) FVG wird eine ausländische Or-
ganisation für Zwecke des Sonderausgabenabzugs eines inländischen Zu-
wendenden im ZER eingetragen, wenn die ausländische Organisation die Vo-
raussetzungen der Gemeinnützigkeit nach §§ 51 AO im Inland erfüllen 
würde, ein sogenannter Inlandsbezug im Sinne des § 10b Absatz 1 Satz 6 
EStG der Zuwendung vorliegt und die ausländische Organisation nachweis-
bar Zuwendungen aus dem Inland erhalten hat.  
 
Nach den eingereichten Unterlagen liegen die Voraussetzungen aus den fol-
genden Gründen nicht vor: 
 

                                                           
1 https://www.bzst.de/DE/Unternehmen/Gemeinnuetzigkeit/Zuwendungsempfa-
engerregister/Zuwendungsempfaengerregister_node.html  
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Die Prüfung der formellen Satzungsmäßigkeit und der tatsächlichen Ge-
schäftsführung hat ergeben, dass die Voraussetzungen für die Steuerbegüns-
tigung nach den § 51 ff. AO nicht erfüllt sind.  

 
Es ist aus der vorgelegten Gründungsurkunde sowie des vorgelegten Gesell-
schaftsvertrags nicht eindeutig erkennbar, dass die Organisation CopsCats – 
Katzenschutzorganisation unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder 
kirchlichen Zwecken dient (§§ 51 ff. AO).  
 
Die vorgelegte Satzung weicht von der Mustersatzung im Sinne des § 60 Ab-
satz 1 Satz 2 AO ab. Die Satzungszwecke nicht ausreichend bestimmt. 
Vorliegend wurde die steuerlich ausreichende Vermögensbindung (§ 55 Abs. 
1 Nr. 4) gemäß § 61 Abs. 1 AO nicht genügend dargestellt, sodass die sat-
zungsmäßigen Voraussetzungen nicht vorliegen. 
 
B.  Sonstige Hinweise 
 
Bitte beachten Sie, dass Sie aufgrund der oben genannten Punkte keine Zu-
wendungsbestätigung nach amtlich vorgeschriebenem Muster gemäß § 50 
Absatz 1 Einkommensteuerdurchführungsverordnung ausstellen dürfen. 
Wir weisen Sie darauf hin, dass die vorsätzliche oder grob fahrlässige Aus-
stellung einer unrichtigen Bestätigung dazu führt, dass der Aussteller für die 
entgangene Steuer gemäß § 10b Absatz 4 Satz 2 EStG haftet. 
 
 
 
C.  Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Dieser Verwaltungsakt kann mit dem Einspruch angefochten werden. Ein 
Einspruch ist jedoch ausgeschlossen, soweit dieser Bescheid einen Verwal-
tungsakt ändert oder ersetzt, gegen den ein zulässiger Einspruch oder (nach 
einem zulässigen Einspruch) eine zulässige Klage, Revision oder Nichtzulas-
sungsbeschwerde anhängig ist. In diesem Fall wird der neue Verwaltungsakt 
Gegenstand des Rechtsbehelfsverfahrens. 
 
Der Einspruch ist beim Bundeszentralamt für Steuern schriftlich einzu-
reichen, diesem elektronisch zu übermitteln oder dort zur Niederschrift zu 
erklären. Die Frist für die Einlegung des Einspruchs beträgt einen Monat. Sie 
beginnt mit Ablauf des Tages, an dem Ihnen dieser Bescheid bekannt gege-
ben worden ist. Bei Zusendung durch einfachen Brief oder Zustellung mittels 
Einschreiben durch Übergabe innerhalb der Bundesrepublik Deutschland gilt 
die Bekanntgabe mit dem dritten Tag nach Aufgabe zur Post als bewirkt, es 
sei denn, dass der Bescheid zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist. Bei 
Zustellung mit Zustellungsurkunde oder mittels Einschreiben mit Rück-
schein oder gegen Empfangsbekenntnis ist Tag der Bekanntgabe der Tag der 
Zustellung. Bei Zusendung durch einfachen Brief außerhalb der 
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Bundesrepublik Deutschland gilt die Bekanntgabe einen Monat nach Auf-
gabe zur Post als bewirkt, es sei denn, dass der Bescheid zu einem späteren 
Zeitpunkt zugegangen ist. Bei Zustellung mittels Einschreiben mit Rück-
schein oder durch Zustellungsersuchen ist Tag der Bekanntgabe der Tag der 
Zustellung.  Ein zum Abruf bereitgestellter Verwaltungsakt gilt am dritten 
Tag nach Absendung der elektronischen Benachrichtigung über die Bereit-
stellung der Daten an die abrufberechtigte Person als bekannt gegeben. Ist 
diese elektronische Benachrichtigung der abrufberechtigten Person nicht o-
der nicht innerhalb von drei Tagen nach ihrer Absendung zugegangen, gilt 
der Verwaltungsakt an dem Tag als bekannt gegeben, an dem die abrufbe-
rechtigte Person den Datenabruf tatsächlich durchgeführt hat.  
 
Bei Einlegung des Einspruchs soll der Verwaltungsakt bezeichnet werden, 
gegen den sich der Einspruch richtet. Es soll angegeben werden, inwieweit 
der Verwaltungsakt angefochten wird. Ferner sollen die Tatsachen, die zur 
Begründung dienen, und die Beweismittel angeführt werden. 
 

Dieser Bescheid ist ohne Unterschrift oder Namenswiedergabe gültig 
   

 

 

Datenschutzhinweis: 
Informationen über die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Steuerverwaltung und 

über Ihre Rechte nach der Datenschutz-Grundverordnung sowie über Ihre Ansprechpartner 

in Datenschutzfragen entnehmen Sie bitte dem allgemeinen Informationsschreiben der 

Steuerverwaltung (https://www.bzst.de/DatenschutzInfo). 

 


